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Entwicklung der 
Raumordnung und Regionalpolitik in der BRD

Heiner Hautau, Hamburg *)

Regionaipolitik

Raumordnung und Regionalpolitik durchliefen 
seit dem Bestehen der BRD im wesentlichen 

vier Entwicklungsstadien: Die Wiederaufbauphase 
nach dem Kriege war vorwiegend durch ad-hoc- 
orientierte Einzelmaßnahmen raumwirksamer Po­
litik zur Behebung der wirtschaftlichen Notlage 
gekennzeichnet. Danach folgte die Diskussion 
über die Notwendigkeit und Systemkonformität 
raumordnungspolitischer Maßnahmen in einer 
überwiegend marktwirtschaftlich geordneten Wirt­
schaft insbesondere unter dem Leitbild der So­
zialen Marktwirtschaft. In der daran anschließen­
den Phase erfolgte die Erarbeitung verbindlicher 
Leitbilder und Ziele der Raumordnung, welche 
schließlich im Raumordnungsgesetz vom 8. April 
1965 ihren Niederschlag fanden. Die Folgezeit ist 
durch Bestrebungen der Transformation des ge­
setzlich normierten Leitbildes der Raumordnung in 
die Praxis gekennzeichnet. Hierbei erwies es sich 
als notwendig, eine Koordination der verschiede­

*) Für d ie IVlithilfe bei der Literaturdurchsicht dani<e ich Herrn 
cand. rer pol. W. Henne.
1) Vgl. w. E r n s t :  Raumordnung als Aufgabe der planenden 
Gesetzgebung und Verwaltung, in: M ittel und Methoden planen­
der Verwaltung, hrsg. v. J. H. Kaiser, Baden-Baden 1968, S. 129-172.
2) Die Raumordnung In der Bundesrepublik Deutschland, Gut­
achten des Sachverständigenausschuß für Raumordnung, Stuttgart 
1961 (im folgenden SARO-Gutachten genannt), S. 10 ff.
3) In der politischen Praxis wird insofern eine Trennung vollzo­
gen, als die Verantwortlichkeit für die Regionalpolitik dem Bun­
desministerium für Wirtschaft und für die Raumordnungspolitik 
dem Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städte­
bau sowie dem Bundesinnenministerium obliegt.

Dr. Heiner Hautau, 30, is t Dozent und wis­
senschaftlicher Oberrat am Institut fü r Ver­
kehrswissenschaft der Universität Hamburg. 
Regionaipolitik und Raumordnung sind  
seine Spezialgebiete.

nen Planungsebenen und -träger durch eine um­
fassende Gesamtkonzeption zu erreichen, welche 
durch das von der Bundesregierung angekün­
digte Bundesraumordnungsprogramm realisiert 
werden soll.

Raumordnung und Regionalpolitik

Da unter dem Begriff „ ,Raumordnung‘ sowohl ein 
Ist-Zustand der Raumordnung, ein leitbildgerech­
ter Sollzustand als auch die Aktivitäten zur Über­
führung des Ist- in den Sollzustand“ ’) verstanden 
werden kann, sollte zur Vereinheitlichung der Be­
griffsbildung dem Sachverständigenausschuß für 
Raumordnung gefolgt werden. „Raumordnung“ 
ist demnach „eine den wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Erfordernissen entsprechende 
Ordnung des Raumes“. So definiert wird Raum­
ordnung „im Sinne einer wertbetonten und nor­
mativen Ordnungsvorstellung“ aufgefaßt, die von 
den Trägern  der Raumordnungspolitik zu realisie­
ren ist. „Raumordnungspolitik“ ist demzufolge 
die Summe aller staatlichen Maßnahmen, „die zu 
einer Raumordnung im Sinne einer leitbildgerech­
ten Ordnung des Raumes hinführen“, wobei unter 
räumlicher Ordnung die reale aktuelle Struktur 
eines Raumes und seiner Elemente zu verstehen 
ist.

Eingriffe und Maßnahmen der staatlichen Ent­
scheidungsträger zur räumlichen Ordnung und Be­
einflussung der Wirtschaftsstruktur im Hinblick auf 
eine optimale Allokation der volkswirtschaftlichen 
Ressourcen sollen dagegen der Regionalpolitik 
als Teilbereich der Wirtschaftspolitik zugeordnet 
werden^). Damit ist die Regionalpolitik durch ihre 
Orientierung an wirtschaftspolitischen Problemen,
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die Raumordnungspolitil< dagegen an ordnungs- 
politisciien Leitbildern, gekennzeichnet. „Die re­
gionalpolitischen Ziele können somit als Unter­
ziele der Raumordnungspolitik angesehen wer­
den, denn regionalpolitische Maßnahmen ohne 
Leitbildvorstellungen sind unzulänglich und raum­
ordnungspolitische Maßnahmen ohne Problem­
orientierung sind nicht wirksam“ )̂.

Die Wiederaufbaupliase

Die ersten Nachkriegsjahre waren dadurch ge­
kennzeichnet, daß die neu geschaffenen Bundes­
länder ihre landesplanerischen Aktivitäten auf der 
Grundlage reichsrechtlicher Vorschriften entfalte­
ten, die zunächst formell als Länderrecht fort­
galten. Durch Artikel 75, (4) des Grundgesetzes 
wurde zunächst die rechtliche Grundlage der 
Raumordnung auf Bundesebene geschaffen, wäh­
rend als erstes Bundesland Nordrhein-Westfalen 
im Jahre 1950 ein Landesplanungsrecht erließ, 
dem bald andere Länder folgten. Erste Ansätze 
zur Koordinierung der Raumordnung auf Landes­
ebene erfolgten dann durch die Arbeitsgemein­
schaft der Landesplaner, die erstmals 1949 zu­
sammentrat, jedoch lediglich empfehlend und gut­
achterlich tätig war. Eine endgültige Abgrenzung 
der Bundes- und Länderkompetenzen wurde erst 
1954 durch das Baugesetzgutachten des Bundes­
verfassungsgerichtes erreicht, wonach der Bund 
„kraft ausschließlicher Kompetenz die Bundes­
planung vollständig, kraft konkurrierender Rah­
menkompetenz die Raumordnung der Länder in 
ihren Grundzügen“ regeln könnte.

Ein wesentlicher Impuls für die Raumordnungs­
politik auf Bundesebene wurde durch die Grün­
dung des „Interministeriellen Ausschuß für Not­
standsgebietsfragen“ (IMNOS) im Jahr 1950 ge­
geben. Analog den raumordnungspolitischen Ak­
tivitäten auf Landesebene waren auch die ersten 
Maßnahmen des „IMNOS“ durch ein problem­
orientiertes Vorgehen gekennzeichnet. Von vor­
rangiger Bedeutung war zunächst die Beseitigung 
von Notständen im Gefolge der politischen Ereig­
nisse. Der Wiederaufbau der zerstörten Produk­
tionsstätten und Wohnungen und die Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit waren die Hauptprobleme. 
Die großen Bevölkerungsverschiebungen in Ost- 
West-Richtung waren zunächst in den ländlichen 
Gebieten der BRD aufgefangen worden, mit der 
Folge, daß mangels genügender Erwerbsmöglich­
keiten zusätzlich strukturelle und regionale Ar­
beitslosigkeit entstand. Die willkürliche Zerschnei­

dung gewachsener Strukturen und wirtschaftlicher 
Verflechtungen durch die Teilung Deutschlands 
stellte die Raumordnungs- und Regionalpolitik vor 
neue Probleme {„Zonenrandgebiet“).

Da eine räumliche Gesamtkonzeption oder ein 
koordiniertes Zielsystem fehlte, wurden die Chan­
cen einer frühzeitigen Schaffung einer entwick­
lungsfähigen Raumstruktur für das Bundesgebiet 
verschenkt. Im Gegenteil, durch passive Sanierung 
und Disproportionalitäten beim Wiederaufbau von 
Produktionsstätten und Wohngebieten wurden 
später Hauptprobleme der Raumordnung -  der 
Antagonismus von Gebieten überoptimaler Ballung 
und Notstands- bzw. Problemgebieten, Verkehrs­
probleme, Stadtentwicklungs- und -sanierungs- 
probleme — noch verschärft‘).

Die theoretische Disicussion

In der theoretischen Diskussion um die Raum­
ordnung in der BRD standen zunächst die wissen­
schaftliche Rechtfertigung der Raumordnung in 
der sozialen Marktwirtschaft und die Problematik 
von Ballung und Dezentralisation im Vorder­
grund )̂. Die Notwendigkeit einer aktiven, an 
einem Leitbild ausgerichteten Raumordnungspoli­
tik wurde in der BRD anfangs nicht allgemein 
anerkannt. Im Bundesministerium für Wirtschaft 
war man noch 1955 der Ansicht, daß Raumord­
nung und Marktwirtschaft unvereinbar seien.

Mit der Durchsetzung der neuen Ordnungsvorstel­
lung, der „Sozialen Marktwirtschaft“ (Müller-Ar­
mack), wird die Notwendigkeit der Raumordnungs­
politik, vor allem im ökonomischen Bereich, an­
erkannt. Der Marktmechanismus bleibt das we­
sentliche Koordinationsinstrument auch zur Steue­
rung räumlicher Prozesse, bedarf aber der Ergän­
zung und das Marktergebnis der Korrektur. Das 
Kriterium staatlicher Interventionen, vor allem 
Anpassungs- und Gestaltungsmaßnahmen, ist die 
(faktische) Markt- bzw. Ordnungskonformität.

Die Unzulänglichkeit der räumlichen Ordnung in 
der Marktwirtschaft zeigt sich dabei In drei wesent­
lichen Ursachenkomplexen: Mängel der Koordi­
nation, Mängel der Eigentumsverfassung und 
Mängel der Subordination®). Dies zeigt die Not­
wendigkeit einer aktiven Raumordnungspolitik, 
welche die Vielzahl raumbeanspruchender und 
raumbeelnflussender staatlicher Aktivitäten koor-

^)H . J ü r g e n s e n :  Art.: Regionalpolitik, In: Kompendium der 
Volkswirtscliaftslehre, Bd. 2, hrsg. v. W. Ehrlicher, J. Esenwein- 
Rothe, H. Jürgensen, K. Rose, 3. Auf!., Göttingen 1972, S. 274. 
s) Zitiert bei W. B i e l e n b e r g :  Raumordnung und Verfassung, 
Hrsg.: Bundesministerium des Innern, Mainz 1968, In: Informa­
tionsbriefe für Raumordnung. R. 3 .1 .1 ., S. 6.

‘ ) Vgl. SARO-Gutachten, a. a. O., S. 68 f.
7) Vgl. E. D 111 r I 0 h : Grundlinien der Entwicklung der Raum­
forschung In Deutschland, in: Festgabe für F. Bülow zum 70. Ge­
burtstag, hrsg. V. O. Stammer und K. C. Thaiheim, Berlin 1960, 
S. 85-103.
8) R. J o c h i m s e n ,  W.  B a h r :  Raumordnung und Marktwirt­
schaft, In: Informationsbriefe für Raumordnung, Mainz 1969, 
R. 3.1. 4., S. 4.
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diniert. Besonders deutlich wird dies im Bereich 
der sei<toraien Wirtschaftspoiitil^, von der weitrei­
chende Auswirkungen auch auf die räumliche 
Strul<tur ausgehen (Verkehrswesen, Landwirt­
schaft, Energieversorgung etc.).

Elemente einer Raumordnungskonzeption

Eine positive Einstellung zu einer bewußten unH 
aktiv gestaltenden Raumordnungspolitik wirft 
gleichzeitig die Frage nach der Gestalt einer sol­
chen Raumordnungspolitik auf. Dabei ist zunächst 
offensichtlich, daß es sich um eine Ordnungs­
politik handelt, die einen materiellen und institu­
tioneilen Rahmen für alle raumwirksamen Maß­
nahmen privater Wirtschaftssubjekte setzt. Insbe­
sondere soll die Regionalpolitik dazu beitragen, 
die Wirtschaftsstruktur, nicht aber den Wirtschafts­
ablauf und die Marktstruktur, zu lenken ’ ).

Zur Durchführung einer umfassenden und effi­
zienten Raumordnungspolitik war daher die Ent­
wicklung einer raumordnungspolitischen Konzep­
tion erforderlich. Eine solche Konzeption sollte 
eine rationale Verknüpfung und Zusammenfas­
sung von allgemein und langfristig bedeutsamen 
Zielen, Grundsätzen und Methoden der Raum­
ordnungspolitik zu einem Leitbild sein, an dem 
sich die raumordnungspolitischen Handlungen zu 
orientieren haben. Ein wesentliches Element die­
ser Konzeption ist somit das Leitbild der Raum­
ordnung.

Auf Seiten der Raumforschung sind besonders 
die Ansätze E. Dittrichs zu nennen, ein Leitbild 
und ein darauf aufbauendes System der Raum­
ordnung zu entwickeln ’°). Dieser faßt die wichtig­
sten ökonomischen Konsequenzen aus dem Leit­
bild unter der Forderung nach Dezentralisation 
zusammen: „Dezentralisation bedeutet hier eine 
Verteilung der wirtschaftlichen Schwerpunkte im 
Raum und eine Verhinderung einseitiger räum­
licher Oberdimensionierung, sie bedeutet eine 
regionale Balance“ "). Das Leitbild soll aus den 
Grundrechten abgeleitet werden, ohne aber fest 
Umrissen zu sein, um den Erfordernissen gesell­
schaftspolitischer Dynamik entgegenzukommen. 
Die Bemühungen E. Dittrichs um die Formulierung 
eines räumlichen Leitbildes für die BRD fanden

’ ) Vgl. „Raumordnungspolitik", in: Handwörterbuch der fiaum- 
forschung und Raumordnung, a. a. O., Sp. 2506 ff.
1°) E. D i t t r i c h :  Versuch eines Systems der Raumordnung, 
Bad Godesberg 1953; derselbe; Raumordnung und Leitbild, Wien 
1962; derselbe; Grundlinien der Entwicklung der Raumforschung 
In Deutschland, a. a. O.; derselbe; Das Leitbild in der Raumord­
nung, in: Informationen des Instituts für Raumforschung, Nr. 3 H, 
1958; derselbe: Das Leitbild und seine Problematik, in: Raum­
forschung. 25 Jahre Raumforschung in Deutschland, Bremen 1960, 
S. 107 ff.
" )  E. D i t t r i c h :  Versuch eines Systems . .  ., a. a. O., S. 29.
12) Entwurf eines Rahmengesetzes Ober Raumordnung, Antrag 
der Abgeordneten Ruhnke u. a., Bundestagsdrucksache 11/1656 
vom 6.9.1955. Vgl. dazu auch W. Z i n k a h n ,  W.  B i e l e n ­
b e r g ,  Raumordnungsgesetz des Bundes, Kommentar des Lan­
desplanungsrechts, Berlin 1965, S. 8.

ihren Niederschlag vor allem in den entsprechen­
den Abschnitten des SARO-Gutachtens von 1961, 
an dem er maßgeblich mitgewirkt hat.

Administrative Aktivitäten

Nachdem durch das Baugutachten des BVG die 
Raumordnungskompetenz des Bundes umrissen 
worden war, kam es im Bundestag am 6.9.1955  
zu einem Antrag über einen „Entwurf eines Rah­
mengesetzes über Raumordnung“ ’ )̂, der jedoch 
abgelehnt wurde. Ende 1955 wurde der „Sach­
verständigenausschuß für Raumordnung“ (SARO) 
eingesetzt, dem neben einer Bestandsaufnahme 
der räumlichen Ordnung die Aufgabe oblag, ein 
Leitbild für die Raumordnung(spolitik) des Bundes­
gebietes zu erarbeiten und praktikable Maßnah­
men zu dessen Verwirklichung abzuleiten. Die vor­
geschlagenen Maßnahmen hatten mit den Grund­
sätzen der Sozialen Marktwirtschaft zu harmo­
nieren.

Gleichzeitig wurde der „Interministerielle Aus­
schuß für Raumordnung“ (IMARO) gegründet, der 
„die raumbedeutsamen Maßnahmen der Bundes­
ressorts praktisch zu koordinieren“ ’ )̂ hatte. Da 
ein verbindliches Leitbild der Raumordnung noch 
nicht existierte, beschäftigten sich der „IMARO“ 
und der „SARO“ auch mit Grundsatzfragen der 
Raumordnung. Zwei Jahre später wurde zwischen 
Bund und Ländern ein Verwaltungsabkommen 
geschlossen, dessen organisatorisches Kernstück 
die „Konferenz für Raumordnung“ (KRO) w a r’"*). 
Da materielle Grundsätze fehlten und die KRO 
nur unverbindliche Empfehlungen geben konnte, 
lief das Verwaltungsabkommen nach Inkrafttreten 
des ROG 1965 aus, die KRO stellte ihre Arbeit 
vorläufig ein ’®).

Das Raumordnungsgesetz von 1965

Im Jahre 1961 wurde schließlich das Gutachten 
des Sachverständigenausschuß für Raumordnung 
veröffentlicht. Gemäß dem Auftrag von 1955 ent­
hielt es u. a. eine vorläufige Formulierung des 
räumlichen Leitbildes. Das Leitbild wird als ein 
Teil des umfassenden gesellschaftspolitischen 
Leitbildes — abzuleiten aus dem Grundgesetz -  
beruhend auf den Prinzipien Freiheit, sozialer 
Ausgleich und Sicherheit interpretiert. Weitere 
Schritte auf dem Wege zur rechtsverbindlichen 
Formulierung des Leitbildes der Raumordnung

13) „IMARO“ , In; Handwörterbuch der Raumforschung und Raum­
ordnung, 2. Aufl., Hannover 1970, Bd. II, Sp. 1233.
14) Vgl. G. M ü l l e r ;  Raumordnung in Bund, Ländern und Ge­
meinden, Mainz 1965, S. 5.
15) Vgl. w. Z l n k a h n ,  W.  B i e l e n b e r g :  Raumordnungs­
gesetz des Bundes, Kommentar unter Berücksichtigung des Lan­
desplanungsrechts, Berlin 1965, S. 9-10. 1960 wurde-im  Bundes­
baugesetz (BBauG) das Planungsrecht auf der untersten Stufe 
bundeseinheitlich geregelt, m it der Verpflichtung, die Bauleit­
planung den Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzu­
passen. BBauG vom 23. 6.1960 (BGBl. I., S. 341).
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Stellen zwei Entwürfe eines Raumordnungsgeset­
zes, 1962 aus dem Plenum des Bundestages und 
1963 seitens der Regierung, d a r’'*).

In Anlehnung an das SARO-Gutachten veröffent­
lichte die Bundesregierung 1962 „Grundsätze“ zur 
Raumordnung ’0  und 1963 einen ersten Raum­
ordnungsbericht’®) — noch ohne gesetzliche 
Grundlage —, der im wesentlichen eine Bestands­
aufnahme der räumlichen Ordnung enthielt und 
auf die Fixierung eines Oberziels für die Raum­
ordnung verzichtete. Am 8. April 1965 wurde 
schließlich das Raumordnungsgesetz (ROG) be­
schlossen ” ). „Mit der Raumordnungsgesetz­
gebung der Länder und des Bundes ist der Pro­
zeß der Einbindung der Raumordnung in die 
demokratische Gesellschaftsordnung und in den 
föderalistischen Staatsaufbau zu einem ersten 
Abschluß gekommen. Die rechtlichen und organi­
satorischen Voraussetzungen für die Erarbeitung 
planerischer Konzeptionen, für die politische Wil­
lensbildung in bezug auf die Raumordnung und 
Landesplanung und für ihre verwaltungsmäßige 
Durchsetzung sind nunmehr geregelt“ “ ).

Vage Formulierungen

Das am 22.4.1965 in Kraft getretene Raumord­
nungsgesetz des Bundes enthält in § 1 das gegen­
wärtig gültige Leitbild der Raumordnung in der 
BRD, wo es heißt^’): „Das Bundesgebiet ist in 
seiner allgemeinen räumlichen Struktur einer Ent­
wicklung zuzuführen, die der freien Entfaltung der 
Persönlichkeit in der Gemeinschaft am besten 
dient. Dabei sind die natürlichen Gegebenheiten 
sowie die wirtschaftlichen, sozialen und kulturel­
len Erfordernisse zu beachten.“ Als „Nebenbedin­
gungen“ werden die Ziele Wiedervereinigung 
( §1 ,2 )  und Integration in den europäischen Raum 
( §1 ,3 )  genannt. Der Inhalt des § 1 ROG läßt sich 
somit als Optimierungsauftrag interpretieren, d. h. 
es soll eine solche räumliche Ordnung angestrebt 
werden, die das Grundrecht „freie Entfaltung der 
Persönlichkeit“ (Art. 2 GG) unter bestimmten Ne­
benbedingungen maximiert.

iis) Entwurf eines Gesetzes zur Raumordnung im Bundesgebiet, 
Antrag der Abgeordneten Dr. Schmidt u. a., Bundestagsdrucli- 
sache IV/472 vom 13. 6.1962 und Entwurf eines Raumordnungs­
gesetzes, Bundestagsdrucitsache iV/1204 vom 25.4.1963 (Regie­
rungsentwurf).
17) Grundsätze für die raumbedeutsamen Maßnahmen des Bun­
des und ihre Koordinierung, abgedruclct in : Bulletin des Presse- 
u. Informationsamtes vom 26.7. 1962, S. 1167. „A n  die Steile des 
knapp formulierten allgemeinen Ziels oder ergänzend zu ihm 
tre ten .Grundsätze’ der Raumordnung, in denen das Oberziel in 
e ine  Reihe einzelner Zielsetzungen aufgespalten w ird .“ H. Z i m ­
m e r m a n n :  Zieivorstellungen in der Raumordnungspolitik 
d e s  Bundes, in: Jahrbuch für Sozialwissenschaft, Bd. 17, 1966, 
S . 225 ff.
'8) Erster Raumordnungsbericht, Bundesdrucksache IV/1492 vom 
•1.10.1963.
1’ ) Raumordnungsgesetz vom 8. 4.1965 (BGBl. I. S. 306).

•20) j .  U m l a u f ;  Geschichte der deutschen Landesplanung und 
IRaumordnung, ln: Informationsbriefe für Raumordnung, 1967, R. 
•1. 2.1., s. 9.
121) Vgl. § 1 ROG, BGBl. 1, S. 306.

Da aber weder das Leitbild noch die „Restriktio­
nen“ genau umrissen und gewichtet bzw. geord­
net sind, kommt dem § 1 ROG lediglich ein dekla­
matorischer Charakter zu. Somit werden in § 2 
ROG Grundsätze der Raumordnung entwickelt, 
die das Leitbild aus § 1 näher eingrenzen und 
konkretisieren sollen. „Mit diesen Grundsätzen 
sind aus der Erfahrung gewonnene und bereits 
weithin praktizierte materielle Prinzipien der 
Raumordnungspolitik in die Form von Rechtsnor­
men gebracht worden“ ^̂ ).

Dabei wird festgestellt, daß es „Gebiete mit ge­
sunden Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie 
ausgewogenen wirtschaftlichen, sozialen und kul­
turellen Verhältnissen“ gibt, die gesichert und 
weiterentwickelt werden sollen. Gebiete, die nicht 
diesen Anforderungen genügen, sind zu „verbes­
sern“. Für die räumliche Ordnung der BRD wer­
den vier Gebietskategorien genannt: Verdich­
tungsräume, zurückgebliebene Gebiete, Zonen­
randgebiete und ländliche Gebiete ^̂ ). Als weitere 
Randbedingungen werden Erfordernisse der 
Landschaft, die landsmannschaftliche Verbunden­
heit und die Verteidigung genannt. Als Maßstab 
und Beurteilungskriterium der abgegrenzten Teil­
räume werden die Adjektive „gesund“ und „aus­
gewogen“ genannt; genügen einzelne Räume die­
sen Anforderungen nicht, so ist die Lage zu „ver­
bessern“.

Feliiende Rangordnung

Die vagen Formulierungen dieser „Leerformeln“ 
fordern naturgemäß zur Kritik heraus, die sich 
darüber einig ist, daß die Ableitung eines opera­
tionalen, widerspruchsfreien Zielsystems für die 
Raumordnungspolitik in der BRD nicht gelungen 
ist '̂*). „Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
der bisherigen Debatte um die Raumordnungs­
politik des Bundes, soweit sie sich in offiziellen 
Dokumenten geäußert hat, kaum Zielvorstellungen 
entnommen werden können. In vagen Umrissen 
läßt sich erkennen, daß der Bund einige Faktoren 
wie Zonenrandgebiete, Wasserwirtschaftsfragen 
oder auch die Ballungsregionen in seine Regio­
nalpolitik einbeziehen will. Eine Rangordnung der 
Ziele oder doch eine gewisse Abstimmung unter­
einander ist aber nicht einmal in Ansätzen zu er­
kennen“ 25).

Aufgrund dieser Einsicht folgert Storbeck, daß 
„die .systemorientierte’ Konzeption (..) wegen der

22) w . Z 1 n k a h n , W. B i e l e n b e r g ,  a. a. O., S. 30 f.
23) ROG, § 2, (1).
2‘») D. s t o r b e c k :  Zur Operationalisierung der Raumordnungs­
ziele (überarbeitete Vortragsfassung), in: Kykios, Basel 1970, 
Bd. 23, 1, s. 98-116; H. Z i m m e r m a n n :  Die Zielvorstellungen 
ln der Raumordnungspolitik des Bundes, in: Jahrbuch für So­
zialwissenschaft, Bd. 17, 1966, S. 225 ff.; U. B r ö s s e ;  Ziele der 
Regionalpolitik, in : Bauwelt 60 (1969), 25/26 (Stadtbauwelt 22), 
S, 128-132; derselbe: Zieie in der Regionalpolitik und in der 
Raumordnungspolltlk, Berlin 1972.
25) H. Z i m m e r m a n n , a. a. 0 ., S. 245.
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mangelhaften Erfüllung ihrer Voraussetzungen 
durch die .problemorientierte’ Konzeption ersetzt 
werden . . muß.  Er schlägt deshalb die Orien­
tierung an konkreten Einzelproblemen vor, weil 
dort operationale Ziele formuliert und angestrebt 
werden können. Durch Zusammenfassung der 
Einzelprobleme in einem Negativkatalog kann 
schrittweise ein variables Anspruchsniveau der 
Raumordnung formuliert werden, das letztligh 
einer Konzeption der Raumordnungspolitik ange­
nähert werden kann.

Institutionelle Entwicklungen seit 1965

„Um dem Deutschen Bundestag zu ermöglichen, 
bei seinen Entscheidungen über die konkreten 
Maßnahmen die Belange der Raumordnung zu 
berücksichtigen und damit die Verwirklichung der 
Raumordnung zu fördern, sieht das Raumord­
nungsgesetz vor, daß die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag im Abstand von zwei Jah-
24) D. S t  o r b e c k , a .a .O .,  S. 111«.
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ren, erstmalig im Jahre 1966, einen Bericht er­
stattet“ Dieser Bericht (Raumordnungsbericht) 
enthält eine Bestandsaufnahme der räumlichen 
Ordnung und eine Prognose ihrer Entwicklung, 
untersucht die Auswirkungen zwischenstaatlicher 
Verträge auf die Raumstruktur und enthält die 
durchgeführten und geplanten raumwirksamen 
Maßnahmen.

Weitere institutionelle Einrichtungen der Raum­
ordnungspolitik stellen der 1966 gegründete „Bei­
rat für Raumordnung“ beim Bundesinnenministe­
rium sowie die 1967 auf Grundlage des neuen 
Verwaltungsabkommens über die Zusammenar­
beit auf dem Gebiet der Raumordnung zwischen 
Bund und Ländern gebildete „Ministerkonferenz 
für Raumordnung“ (MKRO) dar. Beide Institutio­
nen zeichnen sich dadurch aus, daß sie in Form 
von Entschließungen und Empfehlungen für alle 
Planungsträger einheitlich und durchgehend ver­
suchen, die im ROG formulierten Grundsätze der 
Raumordnung zu ergänzen und zu konkretisieren.

Beispielsweise wurden 24 Verdichtungsräume im 
Bundesgebiet abgegrenzt sowie ein vierstufiges 
System zentraler Orte entwickelt, „in das sich die 
zentralörtliche Gliederung der Verflechtungsbe­
reiche in allen Bundesländern einordnen soll und 
kann“ ®̂). In Verbindung mit dem Konzept der 
Entwicklungsachsen kristallisieren sich Vorstellun­
gen über die großräumige Entwicklung des Bun­
desgebietes heraus: „Das Grundgerüst der Raum­
ordnungspolitik des Bundes und der Länder wird 
ein ausgewogenes System von Entwicklungs­
schwerpunkten sein, die in einem das ganze Bun­
desgebiet überspannenden Netz von Entwick­
lungsachsen aufgereiht sind“

Regionale Aktionsprogramme

Im ökonomischen Bereich der Raumordnungs­
politik, der Regionalpolitik, werden seit 1969 Re­
gionale Aktionsprogramme durchgeführt, die 1971 
in den Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk­
tur“ eingingen ®“). Im Mittelpunkt der regionalpoli­
tischen Bemühungen steht das Ziel einer räum­
lich optimalen Allokation der Produktionsfaktoren, 
um ein gesamtwirtschaftlich hohes Wachstum zu

27) Raumordnungsbericht 1966, Deutscher Bundestag, 5. Wahl­
periode, Drucksache V/1155 vom 24.11.1966, Bonn 1966, S. 5.
28) Raumordnungsbericht 1968, Deutscher Bundestag, 5. Wahl­
periode, Drucksache V/3958 vom 12. 3. 1969, Bonn 1969, S. 85 so­
wie Anhang II, S. 149.
2») Vgl. Raumordnungsbericht 1972, Deutscher Bundestag, 6. Wahl­
periode, Drucksache VI/3793, Bonn, vom "9.9.1972, Anhang 5 
(Empfehlungen des Beirats für Raumordnung), S. 154 ff. u. S. 14. 
30) Vgl. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ für de i Zeitraum 1972 bis 
1975, Deutscher Bundestag, 6. Wahlperiode VI/2451, Bonn, den 
14.7.1971, S. 7, sowie den Rahmenplan. . .  für den Zeitraum 
1973 bis 1976, Deutscher Bundestag, 7. Wahlperiode, VII/401, Bonn, 
den 22. 3.1973, S. 5.
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gewährleisten. Dabei ist die Forderung aus Arti- 
l<el 72 GG nach „Einheitlichkeit der Lebensver­
hältnisse“ in der BRD zu beachten. Die Entwick­
lung diversifizierter Regionen hoher Konjunktur- 
reagibilität, unter Einschluß des Zonenrandgebie­
tes, ist in Einklang mit den Zielen der sektoralen 
Strukturpolitik anzustreben

Zur besseren Realisierung der regionalpolitischen 
Ziele setzen die Regionalen Aktionsprogramme 
sachliche und räumliche Schwerpunkte, um eine 
höhere Effizienz des Mitteleinsatzes zu erreichen. 
„Förderungsmittel des Bundes und der Länder 
werden jetzt gemeinsam eingeplant und auf einen 
fünfjährigen Zeitraum — bei jährlicher Fortschrei­
bung -  projektiert^^).“ Mit den Aktionsprogram­
men sollen die Ansiedlung und der Ausbau ge­
werblicher Produktionsbetriebe in den abgegrenz­
ten Fördergebieten mit öffentlichen Mitteln er­
reicht werden.

Kritisch anzumerken ist, daß die Maßnahmen der 
„Regionalen Aktionsprogramme“ nicht hinrei­
chend mit den Maßnahmen anderer Sachbereiche 
koordiniert werden und daß bisher eine ausrei­
chende Erfolgskontrolle fehlt.

Entwurf eines Bundesraumordnungsprogramms

Trotz aller bisherigen Bemühungen ist das Ziel 
„Gleichwertigkeit der Lebensverhäitnisse“ in allen 
Tellen des Bundesgebietes noch nicht erreicht: 
„Dieses Gefälle kann durch wirtschaftliche und 
soziale Ausgleichsprozesse allein nicht abgebaut 
werden, sondern nur dann, wenn Bund, Länder 
und Gemeinden über die schon jetzt durchgeführ­
ten Maßnahmen hinaus ihre Raumordnungspolitik 
intensivieren und stärker koordinieren” ).“

Die Ankündigung der Erarbeitung einer umfassen­
den Raumordnungskonzeption, eines Bundes­
raumordnungsprogramms, findet sich bereits in 
der Regierungserklärung vom 28.10.1969. Das 
Raumordnungsprogramm soll räumliche Zielvor­
stellungen für das Bundesgebiet unter Einschluß 
der Strukturpolitik, der regionalen Wirtschaftsför­
derung sowie des Städte- und Wohnungsbaus ent­
halten und ist von der MKRO, also im Zusammen­
wirken von Bund und Ländern, zu erarbeiten^'*).

In bisher bekannten Entwürfen zum Bundesraum­
ordnungsprogramm wird die Raumordnungspoli­
tik ais „wichtiger Bestandteil der Gesellschafts­
politik“ begriffen. Demnach umfaßt Raumord­
nungspolitik alle „jene gesellschaftlichen Aspekte,

die in einem engen wechselseitigen Zusammen­
hang mit der räumlichen Entwicklung stehen“ ®̂).

Das Leitbild der Raumordnung wird analog dem 
Leitbild in § 1 ROG aus gesellschaftspolitischen 
Zielen hergeleitet. In diesem Zusammenhang fin­
det die Forderung nach „Wahrung der Einheitlich­
keit der Lebensverhältnisse“ aus Art. 72, (2) GG 
Eingang in das zu entwickelnde Zielsystem: „In 
allen Teilen des Bundesgebietes sollen die Vor­
aussetzungen für die Gestaltung gleichwertiger 
persönlicher und gesellschaftlicher Lebensverhält­
nisse geschaffen werden. Anzustreben ist eine 
bestmögliche Kombination von hohen Wohn-, 
Freizeit-, Bildungs-, Umwelt- und Einkommens­
werten für die Bevölkerung, insbesondere durch 
eine dem steigenden Lebensstandard entspre­
chende Versorgung mit Infrastruktureinrichtun­
gen“. Neben dem Ziel „gleichwertige Lebensbe­
dingungen“ werden als weitere grundlegende 
Ziele der „Ausgleich zwischen den Nutzungsan­
forderungen der Gesellschaft und der Belastbar­
keit von Natur und Landschaft“ und die „Verbes­
serung der Wirtschaftsstruktur“ genannt ®‘).

Ausgewogenes System

Hier wird ein weitgefaßtes Leitbild entwickelt, das 
ein breites Spektrum menschlichen Lebens um­
faßt: die Natur (Raum) als Basis menschlicher 
Existenz, die „Wirtschaft“ als Bereich der Trans­
formation von „natürlicher Umwelt“ in Güter der 
menschlichen Existenzsicherung sowie der ideelle 
Bereich der Verteilung dieser Güter auf die Men­
schen im Raum. Aus diesem Leitbild werden un­
ter Berücksichtigung der Vorstellungen über ein 
ausgewogenes System von Entwicklungsschwer­
punkten und Entwicklungsachsen detaillierte Ziele 
für die Raumordnung und Raumordnungspolitik 
entwickelt.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß mit die­
sem Entwurf das bisher umfassendste und syste­
matischste -  unter Berücksichtigung neuer Er­
kenntnisse der Raumforschung -  Zielsystem für 
die räumliche Entwicklung der BRD vorliegt. Ob 
das zukünftige Raumordnungsprogramm den 
oben dargestellten Anforderungen einer Konzep­
tion genügt, kann erst in Zukunft am Erfolg oder 
Mißerfolg gemessen werden. Auch hier gilt die 
Forderung, daß das Leitbild als Reflex einer histo­
rischen Epoche ergänzungsbedürftig und flexibel 
gehalten^ werden muß, um der gesellschaftspoliti­
schen Dynamik gerecht zu werden ®̂ ).

3') Vgl. strukturbericht der Bundesregierung 1969, Deutscher 
Bundestag, Druci<sache V/4564, 5. Wahlperiode, Bonn, 4. Juli 1969, 
S. 4 f.
32) Vgi. R. W a t e r k a m p :  Raumordnung und Infrastrukturpoli- 
tii<, in: Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament“ vom 17. 4. 
1971, S. 23-24.
33) Raumordnungsbericht 1972, a. a. 0 ., S. 12.

34) Vgl. Raumordnungsbericht 1972, a. a. C., S. 74.
35) Bundesraumordnungsprogramm: Referentenentwurf zum Ab­
schnitt „Zielsystem“ . Ref.: MR Dr. Hübler, Bonn, den 29. April 
1972, S. 3.
3«) Referentenentwurf, a. a. O., S. 4-8.
37) Vgl. E. D i t t r i c h :  Raumordnung und Leitbild, a .a .O ., 
S. 6 f.
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